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Vorblatt 


W ohnungsbauänderungsgesetz 1971 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
Städtebau und Wohnungswesen) 


A. Problem 

Die in vielen Gebieten noch angespannte Wohnungsmarkt- 
situation erfordert eine verstärkte Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues auf der Grundlage langfristiger Wohnungs- 
bauprogramme. Das langfristige Wohnungsbauprogramm ver- 
folgt das Ziel, den Rückgang des sozialen Wohnungsbaues zu 
verhindern und den von der öffentlichen Hand geförderten 
Wohnungsbau durch gemeinsame Anstrengungen von Bund, 
Ländern und Gemeinden wieder auf eine jährliche Wohnungs- 
bauleistung von 200 000 bis 250 000 Wohnungen zu erhöhen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf schafft durch eine gezielte Änderung des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes die notwendigen gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Durchführung des langfristigen Woh- 
nungsbauprogramms. Zur Anpassung an die allgemeine Ein- 
kommensentwicklung wird die Einkommensgrenze für die 
Wohnberechtigung im sozialen Wohnungsbau angehoben. Im 
Interesse einer gerechteren Belegung sollen jedoch die bis 1963 
geförderten Sozialwohnungen wegen des niedrigeren Miet- 
niveaus in erster Linie den Wohnungsuchenden Vorbehalten 
bleiben, deren Einkommen mindestens 20 v. H. unter der neuen 
Einkommensgrenze bleibt. 


C. Alternativen 

Der Initiativantrag der Fraktion der CDU/CSU vom 5. Dezem- 
ber 1969 — Drucksache VI/142 — ist im Ausschuß mit beraten 
worden. 


D. Kosten 

Durch das Gesetz entstehen für den Bund gegenüber den Ver- 
pflichtungen nach der bisherigen Rechtslage Mehrkosten in 
Höhe von 21 Millionen DM jährlich. Im übrigen wird das lang- 
fristige Wohnungsbauprogramm nach Maßgabe des jährlichen 
Bundeshaushaltsplanes finanziert. 
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Schriftlicher Beridit 

des Ausschusses für Städtebau und Wohnungswesen 

(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Durchführung des langfristigen 
Wohnungsbauprogramms 

(Wohnungsbauänderungsgesetz 1971 — WobauÄndG 1971) 

— Drucksachen VI/2117, zu VIA2117, Nachtrag zu VI/2117 — 

über den von den Abgeordneten Dr. Czaja, Erpenbeck, Midk, Ott 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

— Drucksache VI/142 — 


A. Bericht des Abgeordneten Orgaß 


Allgemeiner Teil 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 26. Sitzung 
am 28. Februar 1970 den Initiativantrag der Ab- 
geordneten Dr. Czaja, Erpenbeck, Mick, Ott und der 
Fraktion der CDU/CSU — Drucksache VI/142 — 
und in seiner 118. Sitzung am 5. Mai 1971 den von 
der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf 
— Drucksache VI/2117 — und anschließend die dazu 
gehörenden Drucksachen — m VI/2117, Nachtrag zu 
VI/2117 — an den Ausschuß für Städtebau und 
Wohnungswesen federführend und an den Haus- 
haltsausschuß nach § 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 
hat sich in seinen Sitzungen am 24. April 1970 
(12. Sitzung), 9. Juni 1971 (44. Sitzung), 22. Septem- 
ber 1971 (46. Sitzung), 29. September 1971 (47. Sit- 
zung) und 21. Oktober 1971 (50. Sitzung) mit den 
Vorlagen befaßt und den Gesetzentwurf — Druck- 
sache VI/2117 — mit Änderungen und Ergänzungen 
angenommen. 

Dabei ist auch ein Teil der Vorschläge des CDU/ 
CSU- Antrags — Drucksache VI/142 — mit berück- 


sichtigt worden. Andere Teile wurden im Hinblick 
darauf zurückgestellt, daß seitens des Bundesmini- 
sters für Städtebau und Wohnungswesen angekün- 
digt wurde, daß beabsichtigt sei, im Frühjahr 1972 
eine weitere Novellierung des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes und gegebenenfalls des Wohnungs- 
bindungsgesetzes 1965 einzubringen. 


Besonderer Teil 
Artikel I 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

Zu Nummern 1 bis 6 

Der Ausschuß hat die Regierungsvorlage insoweit 
unverändert übernommen; auf die Begründungen 
hierzu wird verwiesen. 

Zu Nummer 7 (§ 25 II. WoBauG) 

Zur Anpassung der Einkommensgrenze an die 
bisherige Einkommensentwicklung ist nach einmüti- 
ger Auffassung des Ausschusses eine Anhebung der 


Druat: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlaa Dr. Hans Heqer, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucfcsadie VI/2782 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Grenzbeträge unabweisbar. Der Ausschuß ist dabei 
den Vorschlägen des Bundesrates insoweit gefolgt, 
als eine Erhöhung des Grundbetrages auf 12 000 DM 
und der Freibeträge für mitverdienende Angehörige 
auf 9000 DM (für den Ehegatten) bzw. 6000 DM (für 
sonstige Familienmitglieder) vorgeschlagen wird. 
Damit soll insbesondere die Lage der jungen Fa- 
milie, in der die Ehefrau vielfach mitarbeitet, stärker 
berücksichtigt werden. Bei dem Zuschlagsbetrag (bis- 
her 2400 DM) erschien jedoch die Anhebung auf 
3000 DM ausreichend. Ebenso hat der Ausschuß die 
weiteren Vorschläge des Bundesrates zu § 25 Abs. 1 
und 2 übernommen. 

Im übrigen sind im Zusammenhang mit der Neu- 
festsetzung der Einkommensgrenzen weitere Ände- 
rungen zu Artikel III — Änderung des Wohnungs- 
bindungsgesetzes 1965 — beschlossen worden, die 
darauf abzielen, daß die älteren, billigeren Sozial- 
wohnungen in erster Linie den Wohnungsuchenden 
zugute kommen, deren Einkommen nicht im oberen 
Grenzbereich liegt. 

Zu Nummern 8 bis 1 1 Buchstabe a 

Der Ausschuß hat die Regierungsvorlage insoweit 
unverändert übernommen; auf die Begründungen 
hierzu wird verwiesen. 

Zu Nummer 11 Buchstabe b (§§ 88 bis 88 c) 

Die Vorschläge der Regierungsvorlage sind durch 
eine Ergänzung des § 88 Abs. 2 erweitert worden. 
Damit wird die rechtliche Möglichkeit eröffnet, bei 
der Bewilligung der Aufwendungsdarlehen oder -Zu- 
schüsse erforderlichenfalls eine Doppeiförderung zu 
vermeiden. 

Zu Nummer 12 (§113) 

Die eingefügte Änderung des § 113 Abs. 2 dient 
der Anpassung der Vorschrift an die vom Ausschuß 
beschlossene Neuregelung in Artikel III Nummern 1 
und 2 (§§ 4 und '5 WoBindG 1965). 

Zu Nummern 13, 14, 15 

Der Ausschuß hat die Regierungsvorlage insoweit 
unverändert übernommen-, auf die Begründungen 
hierzu wird verwiesen. 

Artikel II 

Änderung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland 

Soweit sich Änderungen gegenüber der Regie- 
rungsvorlage ergeben, sind diese eine notwendige 
Folge aus der Anpassung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland an das Zweite Wohnungsbaugesetz 
entsprechend den Änderungen in Artikel L 

Artikel III 
Änderung sonstiger Gesetze 

§ 1 Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 1965 
Zu Nummern 1 und 2 (§§ 4 und 5 WoBindG 1965) 

Die Änderungen stehen in Zusammenhang mit der 
Erhöhung der Einkommensgrenze für den öffentlich 


geförderten sozialen Wohnungsbau in § 25 IL Wo- 
BauG (Artikel I Nr. 7). Die hier vorgenommene 
Aufspaltung der Einkommensgrenze bei der Aus- 
stellung der Wohnberechtigungsbescheinigung soll 
eine gerechtere Belegung der älteren und in der 
Regel billigeren Sozialwohnungen ermöglichen. 
Diese Änderung geht zurück auf einen Antrag der 
CDU/CSU, wonach in einem neuen § 25 a IL WoBauG 
eine besondere Einkommensgrenze für „Wohnung- 
suchende mit geringem Einkommen" festgelegt wer- 
den sollte. Nach Ansicht der Mehrheit des Ausschus- 
ses soll jedoch das Schwergewicht dieser Regelung 
nicht bei der Mittelbewilligung, sondern bei den 
Vorschriften über die Belegung der Sozialwohnun- 
gen, also im Wohnungsbindungsgesetz, liegen. Die 
bis zum 31. Dezember 1963 öffentlich geförderten 
Sozialwohnungen sollen im Hinblick auf das nied- 
rigere Mietniveau deshalb einem Personenkreis Vor- 
behalten bleiben, dessen Einkommen in etwa inner- 
halb der bisherigen Einkommensgrenze liegt. In der 
Wohnberechtigungsbescheinigung ist deshalb für 
diesen Personenkreis ein entsprechender zusätzlicher 
Vermerk aufzunehmen, so daß der Vermieter dieser 
Wohnungen die besondere Bezugsberechtigung des 
Wohnungsuchenden erkennen kann. Der hierbei be- 
günstigte Personenkreis bleibt aber im übrigen auch 
für die nach 1963 geförderten Sozialwohnungen be- 
zugsberechtigt. 

Zu Nummer 3 (§ 5 Abs. 4 WoBindG 1965) 

Die Regelung entspricht der Regierungsvorlage, 

Zu Nummern 4 und 5 (§§ 6 und 7 WoBindG 1965) 

Die Änderungen sind eine Folge der Änderungen 
unter Nummern 1 und 2. Bei der Genehmigung zur 
Selbstbenutzung (§ 6 Abs. 2) soll die in den §§ 4 
und 5 vorgenommene Unterscheidung nach dem 
Förderungs j ahrgang und der Einkommenshöhe nicht 
von Bedeutung sein. Bei der Überlassung der Woh- 
nung an einen Angehörigen des Verfügungsberech- 
tigten unter den Voraussetzungen des § 7 Abs, 2 
soll eine Freistellung nicht bei den älteren, bis 1963 
geförderten Sozialwohnungen zulässig sein. 

Zu Nummern 6 und 7 (§§ 15 und 16 WoBindG 1965) 

Im sozialen Wohnungsbau sind in den letzten 
Jahren in zunehmendem Maße die für den Bau der 
Sozialwohnungen gewährten öffentlichen Baudar- 
lehen von den Bauherren oder Käufern vorzeitig 
zurückgezahlt worden, um damit nach Ablauf der 
fünfjährigen Bindungsfrist frei über die Wohnungen 
verfügen zu können. Die auf diese Weise zurück- 
fließenden öffentlichen Mittel kommen zwar wieder 
der Wohnungsbauförderung zugute, jedoch kann in 
Anbetracht der heutigen Baukosten damit nur eine 
wesentlich geringere Zahl neuer Wohnungen ge- 
fördert werden. Nach übereinstimmender Auffas- 
sung des Ausschusses ist es deshalb geboten, den 
Bestand an Sozialwohnungen möglichst zu erhalten 
und den Anreiz zu einer vorzeitigen Rückzahlung 
der Öffentlichen Mittel zu verringern. Daher wird 
die bisher festgelegte Bindungsdauer von fünf Jah- 
ren nach der Rückzahlung der öffentlichen Mittel auf 
zehn Jahre verlängert (§ 16 Abs. 1). Diese Neurege- 
lung kann zur Wahrung des Vertrauensschutzes nur 
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für solche Rückzahlungen vorgesehen werden, die 
nach dem Inkrafttreten des Änderungsgesetzes er- 
folgen. Die gleichen Regelungen müssen für solche 
vorzeitige Rückzahlungen getroffen werden, die auf- 
grund einer rechtlichen Verpflichtung erfolgen (§ 15 
Abs. 1 und 5). 

Zlz Nummer 8 (§ 22 WoBindG 1965) 

Die Änderung ist eine Folge aus den Änderungen 
zu Nummern 1 und 2. Da es bei der Wohnberech- 
tigung für Bergarbeiterwohnungen nicht auf die 


Einkommenshöhe ankommt, sondern auf die Zu- 
gehörigkeit zum Bergbau, kann hier die in den 
§§ 4 und 5 vorgenommene Unterscheidung nach der 
Einkommenshöhe nicht von Bedeutung sein. 

Artikel IV 

Schlußvorschriften 

Der Ausschuß hat die Regierungsvorlage un- 
verändert übernommen; auf die Begründungen hier- 
zu wird verwiesen. 


Bonn, den 28. Oktober 1971 


Orgaß 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen VI/2117, 
zu VI/2117, Nachtrag ^2117 — in der anliegen- 
den Fassung anzunehmen, 

2. den Initiativantrag — Drucksache VI/ 142 — ■ 
für erledigt zu erklären, 

3. die zum Gesetzentwurf eingegangenen Petitio- 
nen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 28. Oktober 1971 


Der Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen 


Mick 

Vorsitzender 


Orgaß 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung des langfristigen Wohnungsbauprogramms 
(Wohnungsbauänderungsgesetz 1971 — WoBauÄndG 1971) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. September 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1617), zuletzt geändert durch das 
Wohnungsbauänderungsgesetz 1968 vom 17. Juli 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 821, 826), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 3 Abs. 1 erhält Buchstabe m folgende Fas- 
sung: 

„m) Gewährung von Aufwendungszuschüssen 
und Aufwendungsdarlehen (§ 88),''. 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Buchstabe h an- 
gefügt; 

„h) Mittel, die zur Förderung des Erwerbs 
vorhandener Wohnungen durch kinder- 
reiche Familien bestimmt sind, um ihnen 
die Eigenversorgung mit Wohnraum zu 
erleichtern." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Soweit in einem öffentlichen Haushalt 
andere als die in den Absätzen 1 und 2 auf- 
geführten Mittel für die Förderung des 
Wohnungsbaues zur Verfügung gestellt 
werden, sollen sie in der Regel nur für 
Maßnahmen zugunsten des sozialen Woh- 
nungsbaues verwendet werden." 

3. § 18 erhält folgende Fassung: 

.§ 18 

Bereitstellung von Bundesmitteln 

(1) Der Bund beteiligt sich an der Finanzie- 
rung des von den Ländern geförderten sozialen 
Wohnungsbaues nach Maßgabe der Absätze 2 
bis 4. 

(2) Für den öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau stellt der Bund vom Haushalts- 


jahr 1971 an jährlich einen Betrag von 150 Mil- 
lionen DM im Bundeshaushalt zur Verfügung. 
Darüber hinaus stellt der Bund zur Förderung 
von sonstigen Maßnahmen zugunsten des sozia- 
len Wohnungsbaues Mittel nach Maßgabe des 
jeweiligen Haushaltsplans bereit. 

(3) Mittel, die der Bund auf Grund eines 
anderen Gesetzes für den Wohnungsbau zur 
Verfügung zu stellen hat, sind auf den in Ab- 
satz 2 Satz 1 bezeichneten Betrag nicht anzurech- 
nen, auch wenn der Bund sich mit diesen Mitteln 
an der Finanzierung des von den Ländern geför- 
derten sozialen Wohnungsbaues beteiligt; das 
gleiche gilt für Mittel, die der Bund in beson- 
deren Ausgabetiteln des Bundeshaushalts für 
die Erfüllung eigener Aufgaben oder zur Durch- 
führung von besonderen Wohnungsbaupro- 
grammen zur Verfügung stellt. 

(4) Leistungen des Bundes für die Wohnraum- 
versorgung bestimmter Bevölkerungsgruppen 
ergeben sich aus dem jeweiligen Haushaltsplan 
des Bundes." 


4. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen verteilt die in § 18 
Abs. 2 Satz 1 bezeichneten Bundesmittel im 
Benehmen mit den für das Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen obersten Lan- 
desbehörden auf die Länder." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister für Städtebau 
und Wohnungswesen ist ermächtigt, zum 
Zwecke einer planmäßigen Vorbereitung des 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungs- 
baues die Verteilung des in § 18 Abs. 2 
Satz 1 bezeichneten Betrages bereits vor 
Beginn des Haushaltsjahres vorzunehmen 
und die Auszahlung für das Haushaltsjahr 
verbindlich zuzusagen. Er soll die Mittel 
spätestens bis zum 1. Dezember des dem 
Haushaltsjahr vorangehenden Jahres ver- 
teilen." 

5. § 19 a wird aufgehoben. 
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6. In § 21 Abs. 1 werden die Worte „§ 18 Abs. 1 
und § 19 a Abs. 1" durch die Worte „ § 18 Abs. 2 
Satz 1" sowie die Zahl „80" durch die Zahl 
„100" ersetzt. 

7. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Mit öffentlichen Mitteln ist der so- 
ziale Wohnungsbau zugunsten der Woh- 
nungsuchenden zu fördern, deren Jahresein- 
kommen den Betrag von 12 000 DM zuzüg- 
lich weiterer 3000 DM für jeden zur Familie 
des Wohnungsudlenden rechnenden Ange- 
hörigen (§ 8) nicht übersteigt (Einkommens- 
grenze). Maßgebend ist das Jahreseinkom- 
men des Haushaltsvorstandes. Bei der Be- 
stimmung der Einkommensgrenze bleiben 
Angehörige, deren Jahreseinkommen den 
Betrag von 6000 DM, bei dem Ehegatten von 
9000 DM übersteigt, unberücksichtigt. Für 
Personen, die nicht nur vorübergehend um 
wenigstens 50 vom Hundert in ihrer Er- 
werbsfähigkeit gemindert sind (Schwerbe- 
hinderte), und ihnen Gleichgestellte erhöht 
sich die Einkommensgrenze um je 3000 DM. 
Eine Förderung ist auch zulässig, wenn das 
Jahreseinkommen die Einkommensgrenze 
nicht wesentlich übersteigt." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Abweichend von Satz 1 sind die Ein- 
künfte des laufenden Jahres oder das 
Zwölffache der Einkünfte des letzten 
Monats zugrunde zu legen, wenn sie vor- 
aussichtlich auf Dauer höher oder nied- 
riger sind als die Einkünfte des vergan- 
genen Kalenderjahres." 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 4; dabei 
werden die Worte „Abweichend von 
Satz 2" durch die Worte „Abweichend 
von Satz 3" ersetzt. 

bb) Nach Nummer 5 wird folgende Num- 
mer 6 angefügt: 

„6. Vermögens wirksame Leistungen im 
Rahmen des nach dem Dritten Ver- 
mögensbildungsgesetz begünstigten 
Höchstbetrages sind nicht anzurech- 
nen mit Ausnahme der nach § 4 des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes 
vereinbarten Leistungen. " 

8. In § 28 Abs. 3 Buchstabe b und § 113 Abs. 1 
Buchstabe b wird jeweils das Wort „Schwerbe- 
schädigten" durch das Wort „Schwerbehinder- 
ten", in § 45 Abs. 1 Satz 5 das Wort „Schwer- 
beschädigter" durch „Schwerbehinderter" und 
in § 69 Abs. 5 Satz 2 das Wort „Schwerbeschä- 
digte" durch „Schwerbehinderte" ersetzt. 


9. § 29 erhält folgende Fassung: 

„§ 29 

Wohnungsbauprogramme 

(1) Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden 
haben ein mehrjähriges Programm für die För- 
derung des sozialen Wohnungsbaues, insbeson- 
dere des öffentlich geförderten Wohnungsbaues, 
aufzustellen, das jährlich fortzuschreiben ist. Die 
Wohnungsbauprogramme sollen einen Über- 
blick über die Schwerpunkte der Förderung, 
die Zahl und Art der zu fördernden Wohnun- 
gen und die vorgesehene Finanzierung geben. 

(2) Das Wohnungsbauprogramm für das dar- 
auffolgende Kalenderjahr ist bis zum 1. Ok- 
tober eines jeden Jahres aufzustellen und fort- 
zuschreiben. 

(3) Die obersten Landesbehörden stimmen 
unter der Leitung des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen ihre Pro- 
gramme und deren Finanzierung so aufeinander 
ab, daß für das Gebiet der Bundesrepublik ein 
Gesamtprogramm entsteht. 

(4) Die obersten Landesbehörden sollen die 
zur Durchführung der Wohnungsbauprogramme 
erforderlichen Maßnahmen so rechtzeitig tref- 
fen, daß die zur Verfügung stehenden För- 
derungsmittel den Bauherren zügig bewilligt 
werden können und dabei die Bautätigkeit mög- 
lichst gleichmäßig über das ganze Jahr verteilt 
wird." 


10. In § 42 Abs. 6 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Für Darlehen zur Deckung der laufenden Auf- 
wendungen und für Annuitäts dariehen gelten 
die Vorschriften des § 88 Abs. 3 und des § 88 b 
Abs. 3 Buchstabe b entsprechend." 

11. a) In Teil V erhält der Erste Abschnitt folgende 

Überschrift: 

„Förderung des steuerbegünstigten Woh- 
nungsbaues durch Aufwendungszuschüsse 
und Aufwendungs dariehen" 

b) Die §§ 88 bis 88 b werden durch folgende 
§§88 bis 88 c ersetzt: 

„§ 88 

Gewährung von Aufwendungszuschüssen 
und Aufwendungsdarlehen 

(1) Für Wohnungen, die als steuerbegün- 
stigt anerkannt worden sind, können auf 
Antrag des Bauherrn Zuschüsse oder Dar- 
lehen zur Deckung von laufenden Aufwen- 
dungen aus Mitteln gewährt werden, die 
nicht als öffentliche Mittel im Sinne dieses 
Gesetzes gelten. Daneben sollen auf Antrag 
des Bauherrn für Darlehen, die zur Deckung 
der Gesamtkosten dienen, Bürgschaften über- 
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nommen werden, für die der Bund Rückbürg- 
sdiaften übernimmt. 

(2) Aufwendungszusdiüsse und Aufwen- 
dungsdarlehen sollen in der Regel nur ge- 
währt werden, wenn der Antrag bis zur 
Bezugsfertigkeit der Wohnung gestellt wor- 
den ist. Die Gewährung kann allgemein oder 
im Einzelfall für diejenigen Wohnungen aus- 
geschlossen werden, die bereits mit anderen 
Mitteln öffentlicher Haushalte gefördert 
worden sind oder gefördert werden. 

(3) Bauherren, die eine Jahresbilanz auf- 
stellen, brauchen die Aufwendungsdarlehen 
in der Jahresbilanz nicht auszuweisen. Wer- 
den die Aufwendungsdarlehen nicht ausge- 
wiesen, ist in der Bilanz der auf den Zeit- 
punkt des Tilgungsbeginns unter Berücksich- 
tigung von Zinseszinsen abgezinste Wert 
der Aufwendungsdarlehen sowie der Beginn 
der Tilgung und die Höhe des Tilgungssatzes 
zu vermerken. Bei der Abzinsung ist von 
einem Zinssatz von 5,5 vom Hundert auszu- 
gehen, 

§ 88 a 

Zweckbestimmung der Wohnungen 

(1) Bei der Bewilligung der Aufwendungs- 
zuschüsse und Aufwendungsdarlehen ist 
sicherzustellen, daß die geförderten Woh- 
nungen in der Regel nur Personen zum Ge- 
brauch überlassen werden, 

a) die durch den Bezug der Wohnung eine 
öffentlich geförderte Wohnung frei- 
machen, oder 

b) deren Jahreseinkommen die in § 25 be- 
stimmte Einkommensgrenze nicht um 
mehr als 40 vom Hundert übersteigt. 

(2) Die Zweckbestimmung nach Absatz 1 
ist auf einen Zeitraum zu befristen, der zwei 
Jahre nach Ablauf des Zeitraums endet, für 
den sich durch die Gewährung der Mittel die 
laufenden Aufwendungen vermindern. 

§ 88 b 

Kostenmiete 

(1) Bei der Bewilligung der Aufwendungs- 
zuschüsse und Aufwendungsdarlehen hat 
sich der Bauherr für die Dauer der Zweck- 
bestimmung zu verpflichten, die geförderte 
Wohnung höchstens zu einem Entgelt zu 
vermieten oder sonst zum Gebrauch zu über- 
lassen, das die zur Deckung der laufenden 
Aufwendungen erforderliche Miete (Kosten- 
miete) nicht übersteigt. 

(2) Hat sich der Bauherr nach Absatz 1 
verpflichtet und übersteigt das vereinbarte 
Entgelt die Kostenmiete, so ist die Verein- 
barung insoweit unwirksam. Soweit die Ver- 
einbarung unwirksam ist, ist die Leistung 


zurückzuerstatten und vom Empfang an zu 
verzinsen. Der Anspruch auf Rückerstat- 
tung verjährt nach Ablauf von vier Jahren 
nach der jeweiligen Leistung, jedoch späte- 
stens nach Ablauf eines Jahres von der Be- 
endigung des Mietverhältnisses an. 

(3) Für die Ermittlung der Kostenmiete 
und ihre Änderung gelten die Vorschriften 
des § 72 Abs. 1 und 2 dieses Gesetzes imd 
der §§ 8 a bis 11 des Wohnungsbindungs- 
gesetzes 1965 sowie die zu deren Durch- 
führung ergangenen Vorschriften entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß 

a) die Vorschriften anzuwenden sind, die 
für öffentlich geförderte Wohnungen 
gelten, und 

b) bei Aufwendungsdarlehen die für sie zu 
entrichtenden Zinsen und Tilgungen als 
laufende Aufwendungen zu berücksich- 
tigen sind. 

(4) Für vermietete Wohnungen in Eigen- 
heimen oder Kleinsiedlungen tritt an die 
Stelle der Kostenmiete nach den Absätzen 1 
bis 3 die Vergleichsmiete; für deren Ermitt- 
lung gelten die für die Vergleichsmiete maß- 
gebenden Vorschriften entsprechend. 

§ 88 c 

Wegfall der Aufwendungszuschüsse 
und Aufwendungsdarlehen 

(1) Die Bewilligung der Aufwendungs- 
zuschüsse kann für den Zeitraum widerrufen 
werden, in dem der Bauherr oder sein 
Rechtsnachfolger schuldhaft gegen eine nach 
den §§ 88 a oder 88 b begründete Verpflich- 
tung verstoßen hat. Soweit die Bewilligung 
der Zuschüsse widerrufen worden ist, sind 
diese zurückzuerstatten. Der Widerruf be- 
rührt nicht die Dauer der Zweckbestimmung 
nach § 88 a Abs. 2, 

(2) Aufwendungsdarlehen können fristlos 
gekündigt werden, wenn der Bauherr oder 
sein Rechtsnachfolger schuldhaft gegen eine 
nach den §§ 88 a oder 88 b begründete Ver- 
pflichtung verstoßen hat. Die Kündigung 
kann auf die Teilbeträge des Aufwendungs- 
darlehens beschränkt werden, die während 
der Dauer des Verstoßes ausgezahlt worden 
sind. Die Kündigung berührt nicht die Dauer 
der Zweckbestimmung nach § 88 a Abs, 2. 

(3) Verzichtet der Bauherr oder sein 
Rechtsnachfolger in vollem Umfange auf die 
Auszahlung noch ausstehender Aufwen- 
dungszuschüsse oder noch ausstehender Teil- 
beträge eines Aufwendungsdarlehens, so 
verkürzt sich die Dauer der Zweckbestim- 
mung nach § 88 a Abs. 2 um den Zeitraum, 
für den auf die Auszahlung verzichtet wird, 
jedoch höchstens um drei Jahre. Wird das 
Aufwendungsdarlehen ohne rechtliche Ver- 
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pflichtung vorzeitig vollständig zurückge- 
zahlt, so endet die Zweckbestimmung mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Rück- 
zahlung erfolgt ist, jedoch nicht früher als 
fünf Jahre vor dem Ende der Zweckbestim- 
mung nach § 88 a Abs. 2." 

12. In § 113 Abs. 1 werden die Worte „die in § 25 
bestimmte Einkommensgrenze nicht übersteigt" 
ersetzt durch die Worte „die in § 25 bestimmte 
Einkommensgrenze mindestens um 20 vom 
Hundert unterschreitet". 

13. Nach § 115 wird folgender § 115 a eingefügt: 

„§ 115 a 

Überleitungsvorschriften für 
Annuitätszuschüsse 

Sind nach den Vorschriften des § 88 in der bis 
zum 31. Dezember 1971 geltenden Fassung An- 
nuitätszuschüsse bewilligt worden, so gelten für 
die damit geförderten Wohnungen hinsichtlich 
ihrer Zweckbestimmung und hinsichtlich der 
zulässigen Miete die Vorschriften der §§ 88 a 
und 88 b in der bis zum 31. Dezember 1971 
geltenden Fassung weiter." 

14. § 116 erhält folgende Fassung: 

„§ 116 

Sondervorschriften für Berlin 

bn Land Berlin gelten die folgenden Sonder- 
vorschriften: 

1. § 25 Abs. 1 gilt mit der Maßgabe, daß die 
Zahl „12 000" durch die Zahl „15 600" und 
die Zahl „3000" jeweils durch die Zahl 
„4200" ersetzt wird. 

2. § 88 a Abs. 1 Buchstabe b gilt mit der Maß- 
gabe, daß die zuständige oberste Landes- 
behörde eine Überschreitung der in § 25 be- 
stimmten Einkommensgrenze um mehr als 
40 vom Hundert zulassen kann. 

3. § 108 Abs. 1, § 109 Abs. 4 und § 111 gelten 
mit der Maßgabe, daß jeweils das Datum 
„20. Juni 1948" durch das Datum „24. Juni 
1948" ersetzt wird," 

15. § 125 a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Vorschriften der §§ 18 und 19 gelten 
auch für das Saarland." 

Artikel II 

Änderung des Wohnungsbaugesetzes für das 
Saarland 

Das Wohnungsbaugesetz für das Saarland in der 
Fassung vom 3. September 1968 (Amtsblatt S. 621) 
wird wie folgt geändert: 


1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird folgender Buchstabe h ange- 
fügt: 

„h) Mittel, die zur Förderung des Erwerbs 
vorhandener Wohnungen durch kinder- 
reiche Familien bestimmt sind, um ihnen 
die Eigenversorgung mit Wohnraum zu 
erleichtern." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„ (3) Soweit in einem öffentlichen Haushalt 
andere als die in den Absätzen 1 und 2 aufge- 
führten Mittel für die Förderung des Woh- 
nungsbaues zur Verfügung gestellt werden, 
sollen sie in der Regel nur für Maßnahmen 
zugunsten des sozialen Wohnungsbaues ver- 
wendet werden." 


2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Mit öffentlichen Mitteln ist der soziale 
Wohnungsbau zugunsten der Wohnung- 
suchenden zu fördern, deren Jahreseinkom- 
men den Betrag von 12 000 DM zuzüglich wei- 
terer 3000 DM für jeden zur Familie des 
Wohnungsuchenden rechnenden Angehörigen 
(§ 6) nicht übersteigt (Einkommensgrenze). 
Maßgebend ist das Jahreseinkommen des 
Haushalts Vorstandes. Bei der Bestimmung 
der Einkommensgrenze bleiben Angehörige, 
deren Jahreseinkommen den Betrag von 
6000 DM, bei dem Ehegatten von 9000 DM 
übersteigt, unberücksichtigt. Für Personen, 
die nicht nur vorübergehend um wenigstens 
50 vom Hundert in ihrer Erwerbsfähigkeit ge- 
mindert sind (Schwerbehinderte), und ihnen 
Gleichgestellte erhöht sich die Einkommens- 
grenze um je 3000 DM. Eine Förderung ist 
auch zulässig, wenn das Jahreseinkommen 
die Einkommensgrenze nicht wesentlich über- 
steigt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„Abweichend von Satz 1 sind die Ein- 
künfte des laufenden Jahres oder das 
Zwölffache der Einkünfte des letzten 
Monats zugrunde zu legen, wenn sie vor- 
aussichtlich auf Dauer höher oder nied- 
riger sind als die Einkünfte des vergan- 
genen Kalenderjahres." 

Der bisherige Satz 3 wird Satz 4; dabei 
werden die Worte „Abweichend von 
Satz 2" durch die Worte „Abweichend 
von Satz 3" ersetzt. 

bb) Nach Nummer 5 wird folgende Num- 
mer 6 angefügt: 
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„6. Vermögenswirksame Leistungen im | 
Rahmen des nach dem Dritten Ver- I 
mögensbildungsgesetz begünstigten 
Höchstbetrages sind nicht anzurech- 
nen mit Ausnahme der nach § 4 des 
Dritten Vermögensbildungsgesetzes 
vereinbarten Leistungen.'' 

3. In § 16 a Abs. 3 Buchstabe b und § 53 a Abs. 1 
Buchstabe b wird jeweils das Wort „Schwerbe- 
schädigten" durch das Wort „Schwerbehinder- 
ten", in § 27 Abs. 1 Satz 5 das Wort „Schwerbe- 
schädigter" durch „Schwerbehinderter" und in 
§ 34 Abs. 4 Satz 2 das Wort „Schwerbeschädigte" 
durch „Schwerbehinderte" ersetzt. 

4. § 18 erhält folgende Fassung: 

»§ 18 

Wohnungsbauprogramme 

(1) Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständige oberste Landesbehörde hat ein 
mehrjähriges Programm für die Förderung des 
sozialen Wohnungsbaues, insbesondere des 
öffentlich geförderten Wohnungsbaues, aufzu- 
stellen, das jährlich fortzuschreiben ist. Das 
Wohnungsbauprogramm soll einen Überblick 
über die Schwerpunkte der Förderung, die Zahl 
und Art der zu fördernden Wohnungen und die 
vorgesehene Finanzierung geben. 

(2) Das Wohnungsbauprogramm für das dar- 
auffolgende Kalenderjahr ist bis zum 1. Oktober 
eines jeden Jahres aufzustellen und fortzu- 
schreiben. 

(3) Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehörden 
stimmen unter der Leitung des Bundesministers 
für Städtebau und Wohnungswesen ihre Pro- 
gramme und deren Finanzierung so aufeinander 
ab, daß für das Gebiet der Bundesrepublik ein 
Gesamtprogramm entsteht. 

(4) Die oberste Landesbehörde soll die zur 
Durchführung der Wohnungsbauprogramme er- 
forderlichen Maßnahmen so rechtzeitig treffen, 
daß die zur Verfügung stehenden Förderungs- 
mittel den Bauherren zügig bewilligt werden 
können und dabei die Bautätigkeit möglichst 
gleichmäßig über das ganze Jahr verteilt wird." 

5. In § 24 Abs. 6 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Für Darlehen zur Deckung der laufenden Auf- 
wendungen und für Annuitätsdarlehen gelten die 
Vorschriften des § 51 a Abs. 3 und des § 51 c 
Abs. 3 letzter Halbsatz entsprechend," 

6. In § 43 Abs. 1 erhält Satz 1 folgende Fassung:. 

„über den Antrag auf Anerkennung einer Woh- 
nung als steuerbegünstigt entscheidet die Stelle, 
welche die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständige oberste Landesbehörde be- 
stimmt." 


7. a) In Teil V erhält der Vierte Titel folgende 
Überschrift: 

„Förderung des steuerbegünstigten Woh- 
nungsbaues durch Aufwendungszuschüsse 
und Aufwendungsdarlehen" 

b) §§ 51 a bis 51 c werden durch folgende §§ 51 a 
bis 51 d ersetzt: 

.§51a 

Gewährung von Aufwendungszuschüssen 
und Aufwendungsdarlehen 

(1) Für Wohnungen, die als steuerbegün- 
stigt anerkannt worden sind, können auf An- 
trag des Bauherrn Zuschüsse oder Darlehen 
zur Deckung von laufenden Aufwendungen 
aus Mitteln gewährt werden, die nicht als 
Öffentliche Mittel im Sinne dieses Gesetzes 
gelten. Daneben sollen auf Antrag des Bau- 
herrn für Darlehen, die zur Deckung der 
Gesamtkosten dienen, Bürgschaften über- 
nommen werden, für die der Bund Rückbürg- 
schaften übernimmt. 

(2) Aufwendungszuschüsse und Aufwen- 
dungsdarlehen sollen in der Regel nur ge- 
währt werden, wenn der Antrag bis zur 
Bezugsfertigkeit der Wohnung gestellt wor- 
den ist. Die Gewährung kann allgemein oder 
im Einzelfall für diejenigen Wohnungen aus- 
geschlossen werden, die bereits mit anderen 
Mitteln öffentlicher Haushalte gefördert wor- 
den sind oder gefördert werden. 

(3) Bauherren, die eine Jahresbilanz auf- 
stellen, brauchen die Aufwendungsdarlehen 
in der Jahresbilanz nicht auszuweisen. Wer- 
den die Aufwendungsdarlehen nicht ausgewie- 
sen, ist in der Bilanz der auf den Zeitpunkt 
des Tilgungsbeginns unter Berücksichtigung 
von Zinseszinsen abgezinste Wert der Auf- 
wendungsdarlehen sowie der Beginn der 
Tilgung und die Höhe des Tilgungssatzes zu 
vermerken. Bei der Abzinsung ist von einem 
Zinssatz von 5,5 vom Hundert auszugehen. 

§ 51 b 

Zweckbestimmung der Wohnungen 

(1) Bei der Bewilligung der Aufwendungs- 
zuschüsse und Aufwendungsdarlehen ist 
sicherzustellen, daß die geförderten Wohnun- 
gen in der Regel nur Personen zum Gebrauch 
überlassen werden, 

a) die durch den Bezug der Wohnung eine 
öffentlich geförderte Wohnung freimachen, 
oder 

b) deren Jahreseinkommen die in § 14 be- 
stimmte Einkommensgrenze nicht um mehr 
als 40 vom Hundert übersteigt. 

(2) Die Zweckbestimmung nach Absatz 1 ist 
auf den Zeitraum zu befristen, für den sich 
durch die Gewährung der Mittel die laufen- 
den Aufwendungen vermindern. 
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§ 51 c 

Kostenmiete 

(1) Bei der Bewilligung der Aufwendungs- 
zuschüsse und Aufwendungsdarlehen hat sich 
der Bauherr für die Dauer der Zweckbestim- 
mung zu verpflichten, die geförderte Woh- 
nung höchstens zu einem Entgelt zu vermieten 
oder sonst zum Gebrauch zu überlassen, das 
die zur Deckung der laufenden Aufwendungen 
erforderliche Miete (Kostenmiete) nicht über- 
steigt. 

(2) Hat sich der Bauherr nach Absatz 1 ver- 
pflichtet und übersteigt das vereinbarte Ent- 
gelt die Kostenmiete, so ist die Vereinbarung 
insoweit unwirksam. Soweit die Verein- 
barung unwirksam ist, ist die Leistung zurück- 
zuerstatten und vom Empfang an zu ver- 
zinsen. Der Anspruch auf Rückerstattung ver- 
jährt nach Ablauf von vier Jahren nach der 
jeweiligen Leistung, jedoch spätestens nach 
Ablauf eines Jahres von der Beendigung des 
Mietverhältnisses an. 

(3) Für die Ermittlung der Kostenmiete und 
ihre Änderung gelten die Durchführungs- 
vorschriften, die die für das Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständige oberste Landes- 
behörde auf Grund dieses Gesetzes für öffent- 
lich geförderte Wohnungen erlassen hat, ent- 
sprechend; bei Aufwendungsdarlehen sind die 
für sie zu entrichtenden Zinsen und Tilgun- 
gen als laufende Aufwendungen zu berück- 
sichtigen. 

§ 51 d 

Wegfall der Aufwendungszuschüsse 
und Aufwendungsdarlehen 

(1) Die Bewilligung der Aufwendungs- 
zuschüsse kann für den Zeitraum widerrufen 
werden, in dem der Bauherr oder sein Rechts- 
nachfolger schuldhaft gegen eine nach den 
§§ 51 b oder 51 c 'begründete Verpflichtung 
verstoßen hat. Soweit die Bewilligung der 
Zuschüsse widerrufen worden ist, sind diese 
zurückzuerstatten. Der Widerruf berührt 
nicht die Dauer der Zweckbestimmung nach 
§ 51 b Abs. 2. 

(2) Aufwendungsdarlehen können fristlos 
gekündigt werden, wenn der Bauherr oder 
sein Rechtsnachfolger schuldhaft gegen eine 
nach den §§ 51 b oder 51 c begründete Ver- 
pflichtung verstoßen hat. Die Kündigung 
kann auf die Teilbeträge des Aufwendungs- 
darlehens beschränkt werden, die während 
der Dauer des Verstoßes ausgezahlt worden 
sind. Die Kündigung berührt nicht die Dauer 
der Zweckbestimmung nach § 51 b Abs. 2. 

(3) Verzichtet der Bauherr oder sein 
Rechtsnachfolger in vollem Umfange auf die 
Auszahlung noch ausstehender Aufwendungs- 
zuschüsse oder noch ausstehender Teilbeträge 
eines Aufwendungsdarlehens, so verkürzt 
sich die Dauer der Zweckbestimmung nach 


§ 51 b Abs. 2 um den Zeitraum, für den auf 
die Auszahlung verzichtet wird, jedoch höch- 
stens um drei Jahre. Wird das Aufwendungs- 
darlehen ohne rechtliche Verpflichtung vor- 
zeitig vollständig zurückgezahlt, so endet die 
Zweckbestimmung mit Ablauf des Kalender- 
jahres, in dem die Rückzahlung erfolgt ist, 
jedoch nicht früher als drei Jahre vor dem 
Ende der Zweckbestimmung nach § 51 b 

Abs. 2." 

8. In § 53 a Abs. 1 werden die Worte „die in § 14 
bestimmte Einkommensgrenze nicht übersteigt" 
ersetzt durch die Worte „die in § 14 bestimmte 
Einkommensgrenze mindestens um 20 vom Hun- 
dert unterschreitet". 

9. Nach § 53 b wird folgender § 53 c eingefügt: 

„§ 53 c 

Uberleitungsvorschrift für Annuitätszuschüsse 

Sind nach den Vorschriften des § 51 a in der 
bis zum 31. Dezember 1971 geltenden Fassung 
Annuitätszuschüsse bewilligt worden, so gelten 
für die damit geförderten Wohnungen hinsichtlich 
ihrer Zweckbestimmung und hinsichtlich der zu- 
lässigen Miete die Vorschriften der §§ 51 b und 
51 c in der bis zum 31. Dezember 1971 geltenden 
Fassung weiter." 

Artikel III 

Änderung sonstiger Gesetze 

§ 1 

Das Wohnungsbindungsgesetz 1965 in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. August 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 889), geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung mietpreisrechtlicher und woh- 
nungsrechtlicher Vorschriften in der Freien und 
Hansestadt Hamburg sowie in der kreisfreien Stadt 
München und im Landkreis München vom 18. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 786), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 4 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Eine Wohnung, für die die öffentlichen Mittel 
erstmalig vor dem 1. Januar 1964 bewilligt wor- 
den sind, darf einem Wohnungsuchenden nur 
überlassen werden, wenn sich aus der Bescheini- 
gung auch ergibt, daß er für Wohnungen dieser 
Art bezugsberechtigt ist; ist ein bezugsberech- 
tigter Wohnungsuchender für diese Wohnung 
weder durch den Verfügungsberechtigten noch 
durch die zuständige Stelle zu ermitteln, so hat 
diese die Überlassung an einen anderen wohn- 
berechtigten Wohnungsuchenden zu genehmi- 
gen." 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

2. § 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Unterschreitet das Jahreseinkommen des 
Wohnberechtigten die sich aus § 25 Abs. 1 des 
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Zweiten Wohnungsbaugesetzes ergebende Ein- | 
kommensgrenze mindestens um 20 vom Hundert, I 
so ist in der Bescheinigung anzugeben, daß er i 
auch zum Bezug einer Wohnung berechtigt ist, 
für die die öffentlichen Mittel erstmalig vor dem 
1. Januar 1964 bewilligt worden sind. In anderen 
Fällen ist in der Bescheinigung anzugeben, daß 
der Wohnberechtigte nur zum Bezug einer Woh- 
nung, für die die öffentlichen Mittel erstmalig 
nach dem 31. Dezember 1963 bewilligt worden | 
sind, berechtigt ist. Gehört der Wohnberechtigte 
zu einem Personenkreis, für den Wohnungen bei 
der Bewilligung öffentlicher Mittel Vorbehalten 
worden sind, so ist auch dies auf seinen Antrag 
in der Bescheinigung anzugeben." 

3. Absatz 4 erhält folgenden Satz 3: 

„Ist die Bescheinigung im Land Berlin unter Be- 
rücksichtigung des § 116 Nr. 1 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes ausgestellt worden, so gilt sie 
nur im Land Berlin." 

4. In § 6 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „nach § 5" 
durch die Worte „nach § 5 Abs. 1 und 2" ersetzt. 

5. In § 7 Abs. 2 werden die Worte „nach § 4 Abs. 2" 
ersetzt durch die Worte „nach § 4 Abs. 2 Satz 1". 

6. In § 8 b Abs. 2 wird nach den Worten „angesetzt 
werden" nach einem Semikolon folgender Halb- 
satz angefügt: 

„dies gilt vom 1, Januar 1972 auch dann, wenn 
die Mietpreisfreigabe noch nicht erfolgt ist und 
die Kostenmiete nach Ablauf von sechs Jahren 
seit Bezugsfertigkeit der Wohnungen ermittelt 
wird." 

7. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „bis zum 
Ablauf des fünften Kalenderjahres" ersetzt 
durch die Worte „bis zum Ablauf des zehnten 
Kalenderjahres". 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Sind die öffentlichen Mittel in der in 
Absatz 1 Satz 3 bezeichneten Weise nach dem 
31. August 1965, jedoch vor dem 1. Januar 
1972 zurückgezahlt worden, so gilt die Woh- 
nung abweichend von Absatz 1 Satz 3 läng- 
stens bis zum Ablauf des fünften Kalender- 
jahres nach dem Jahr der Rückzahlung als 
öffentlich gefördert." 

8. § 16 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „bis zum 
Ablauf des fünften Kalenderjahres" ersetzt 
durch die Worte „bis zum Ablauf des zehnten 
Kalenderjahres". 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Sind die öffentlichen Mittel in der in 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Weise nach dem 
31. August 1965, jedoch vor dem 1. Januar 
1972 zurückgezahlt oder abgelöst worden, so 


gilt die Wohnung abweichend von Absatz 1 
Satz 1 bis zum Ablauf des fünften Kalender- 
jahres nach dem Jahr der Rückzahlung als 
öffentlich gefördert, höchstens jedoch bis zum 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Dar- 
lehen nach Maßgabe der Tilgungsbedingungen 
vollständig zurückgezahlt worden wären." 

9. In § 22 werden die Worte „des § 5 Abs. 1" ersetzt 
durch die Worte „des § 5 Abs. 1 und 3". 

§ 2 

Artikel 3 des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Berlinhilfegesetzes vom 19. Juli 1968 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 833, 836) wird aufgehoben. 


Ar tikel IV 

Schlußvorschriften 

§ 1 

§ 26 Abs. 2 und § 30 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes sind bis zum 31. Dezember 1975 in der Fas- 
sung des Artikels 18 Nr. 3 und 4 des Finanzände- 
rungsgesetzes 1967 vom 21. Dezember 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1259, 1281) anzuwenden. 

§ 2 

§ 15 Abs. 2 des Wohnungsbaugesetzes für das 
Saarland ist bis zum 31. Dezember 1975 in der Fas- 
sung des Artikels 19 Nr. 1 Buchstabe b in Verbin- 
dung mit Artikel 18 Nr. 3 des Finanzänderungsge- 
setzes 1967 anzuwenden. 

§ 3 

Der Bundesminister für Städtebau und Wohnungs- 
wesen wird ermächtigt, das Zweite Wohnungsbau- 
gesetz sowie das Wohnungsbindungsgesetz 1965 in 
der sich aus Artikel I und III dieses Gesetzes er- 
gebenden Fassung bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

(1) Die Artikel I und III dieses Gesetzes gelten 
nicht im Saarland. 

(2) Die Regierung des Saarlandes wird ermäch- 
tigt, das Wohnungsbaugesetz für das Saarland in der 
sich aus Artikel II ergebenden Fassung bekanntzu- 
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Ersten des auf die Verkün- 
dung folgenden Monats in Kraft. 
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